






4 

Bewerbungsfristen für das 
Referendariat wieder normal

Die Senatsbildungsverwaltung hat die 
Anfang des Jahres überraschend vorge-
nommene Verkürzung der Bewerbungs-
fristen für das Referendariat im August 
2009 zurück genommen. Jetzt gilt wie-
der der ursprüngliche Bewerbungster-
min 31. März 2009. Das Zeugnis über 
die Erste Staatsprüfung darf bis zum 
12. Mai nachgereicht werden. Damit 
können sich die Studierenden, die ihre 
Erste Staatsprüfung für Anfang 2009 
geplant haben, noch für das Referenda-
riat im August 2009 bewerben. Mit der 
um zwei Monate vorgezogenen Bewer-
bungsfrist wäre das erst ein Jahr später 
im Februar 2010 möglich gewesen. Ro-
se-Marie Seggelke, Vorsitzende der GEW 
BERLIN:»Ich freue mich, dass wir es ge-
meinsam mit vielen betroffenen Studie-
renden und BewerberInnen für das Re-
ferendariat geschafft haben, dass die 
Fehlentscheidung aus dem Hause Zöll-
ner korrigiert wird. Berlin muss alles 
tun, um angehende Lehrerinnen und 
Lehrer hier zu halten.«

Mehr Erziehungskompetenz  
für Migranten-Eltern

Unter dem Titel »Generationen im Ge-
spräch« will ein Zusammenschluss von 
Neuköllner Projekten die Erziehungs- 
und Konfliktlösungskompetenz von El-
tern mit Migrationshintergrund stärken. 
Dabei sollen auf unterschiedliche Weise 
sowohl Mütter als auch Väter über Ge-

sprächskreise, Elternabende und ande-
re Veranstaltungen von Schulen und Ki-
tas angesprochen und über Erziehung 
und Bildung informiert werden – und 
zwar in ihrer Muttersprache. Kazim Er-
dogan, einer der Initiatoren des Pro-
jektes, erklärte dazu, dass es seiner 
Meinung nach besser sei, die Eltern mit 
ihrer Muttersprache zu erreichen als 
gar nicht. Nach Angaben von Erdogan 
werden in Migrantenfamilien zu Hause 
nicht mehr als 350 Wörter pro Woche 
gesprochen, was auch mit die Ursache 
für die falsche Erziehung sei. 

Risiko erkennen mit dem 
Läuseatlas im Internet

Wie hoch das Läuserisiko im Wohn-
umfeld ist, kann man jetzt unter www.
laeuseatlas.de erfahren. So sind in Pan-
kow laut Läuseatlas 30 bis 50 Prozent 
aller Kinder gefährdet, in Schöneberg 
dagegen 50 bis 70 Prozent. Wer nach 
Frankfurt fährt, muss besonders auf-
passen: Dort liegt das Kopfläuserisiko 
bei 90 Prozent. Der Bundesdurchschnitt 
liegt bei 25 Prozent. Betreiber der Web-
site ist ein Arzneimittelhersteller, der 
dazu beitragen will, dass das Problem 
in Kindergärten und Schulen rechtzeitig 
erkannt und bekämpft werden kann.

Nicht nur schlechter bezahlt,  
auch schlechter ausgebildet

Laut dem gerade erschienenen Aus-
bildungsreport 2008 der DGB-Jugend 

gibt es in den sogenannten Frauenberu-
fen nicht nur weniger Geld, sondern 
auch eine miserablere Ausbildung. Am 
schlechtesten sind die Ausbildungsbe-
dingungen in der Hotelbranche, wo der 
Frauenanteil bei 72 Prozent liegt. Fast 
ebenso schlecht sieht es in der Branche 
»weitere Dienstleistungen« aus, dort ist 
der Frauenanteil mit 94 Prozent noch 
höher. Gute Ausbildungsbedingungen 
gibt es dagegen in der Metall-, Elektro- 
und der IT-Branche, wo über 90 Prozent 
der Auszubildenden Männer sind. Für 
die Studie wurden bundesweit 4.725 
Auszubildende befragt. Unzufrieden mit 
der fachlichen Qualität der Ausbildung 
im Betrieb waren 21,2 Prozent der Be-
fragten, die fachliche Qualität der Be-
rufsschule beurteilten sogar 31,5 Pro-
zent als nicht zufriedenstellend. Die Stu-
die kann kostenlos bestellt werden über 
die Homepage www.dgb-jugend.de

Mete-Eks ,i-Preis 2008 
ausgeschrieben

Noch bis zum 24. Oktober können 
Vorschläge und Bewerbungen für den 
Mete-Eks ,i-Preis eingereicht werden. Ge-
sucht werden Personen und Projekte, 
die Einsatz zeigen für das Ziel, in Berlin 
frei von Rassismus zusammenzuleben. 
Das Preisgeld beträgt 3.000 Euro. Die 
Preisträger werden feierlich gekürt am 
15. November um 12 Uhr im DGB-Haus 
am Wittenbergplatz. Weiter Infos unter 
www.tevbb.de

Kinderschutzmaßnahmen in Berlin: 
Eltern oft überfordert

In Berlin sind im letzten Jahr insge-
samt 1.315 Kinder und Jugendliche in 
eine Schutzmaßnahme gegeben wor-
den. Davon waren 1.303 Inobhutnah-
men und zwölf Herausnahmen, die ge-
gen den erklärten Willen der Sorgebe-
rechtigten durchgeführt wurden. 49 
Prozent der Betroffenen waren Mäd-
chen, 76 Prozent befanden sich im Al-
ter zwischen zwölf und achtzehn Jah-
ren. Etwa ein Viertel aller Inobhutnah-
men sei auf eigenen Wunsch erfolgt, 
heißt es in der Mitteilung des Amtes für 
Statistik Berlin-Brandenburg. Als Anlass 
für die Schutzmaßnahmen nannte die 
Behörde die Überforderung der Eltern, 
Beziehungsprobleme und Straftaten der 
Kinder. An vierter Stelle stehen Ver-
nachlässigung und Anzeichen für Miss-
handlung. 1.228 der Kinder und 
Jugendli chen wurden in Einrichtungen 
untergebracht, 28 waren in einer be-
treuten Wohnform und 59 bei einer »ge-
eigneten Person«. Im Anschluss an die 
Maßnahmen kehrten 419 zu ihren Sor-
geberechtigten zurück.  
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Als Geburtsstunde der sozialen Marktwirtschaft in Deutschland gilt die Einführung der D-Mark am 20. Juni 1948.
 KARIKATUR: F. WOESSNER

K U R Z  U N D  B Ü N D I G  b l z  |  O K T O B E R  2 0 0 8



5 5 b l z  |  O K T O B E R  2 0 0 8  P O S T  A N  D I E  R E D A K T I O N

»Die Initiative Pro Ethik« von  
G. Weil, in blz Juli/August 2008

Am 22. Mai fand vor dem Bildungs-
ausschuss des Abgeordnetenhauses ei-
ne Anhörung zum Volksbegehren von 
ProReli statt. Dazu eingeladen war auch 
Herr Weil von der GEW als Sprecher der 
Initiative Pro Ethik, die das Volksbegeh-
ren bekämpft. In seinem Artikel geht er 
auch auf diese Sitzung ein. Die Art aber, 
wie er das tut und seine Gegner, die 
ProReli-Sprecher, darstellt, halte ich für 
ethisch höchst bedenklich. Er greift da-
bei einen Punkt heraus, den er – als Ge-
werkschaftsvertreter natürlich zu Recht 
– in die Anhörung eingebracht hatte, 
nämlich die Verschlechterungen der Ar-
beitssituation bis hin zu drohender Ar-
beitslosigkeit, die die Änderung des 
Schulgesetzes bei Erfolg des ProReli-
Volksbegehrens für die Religionslehr-
kräfte mit sich bringen werde. Er fährt 
fort: »Der ProReli-Vorsitzende Chri-
stoph Lehmann antwortete darauf mit 
Ignoranz: Es ginge ihm nicht um ge-
werkschaftliche Standpunkte und eine 
drohende Arbeitslosigkeit für Kateche-
ten, sondern um eine Grundsatzfrage.« 
Der Leser versteht sofort: Herr Leh-
mann ist so inkompetent oder auch ide-
ologisch blind gegenüber dem Schicksal 
der Religionslehrkräfte, dass er in sei-
ner »Ignoranz« sich dazu nicht äußern 
kann; und jeder weiß ja: wenn man kon-
kret nichts zu sagen weiß, flüchtet man 
sich in die Erörterung von »Grundsatz-
fragen«. Liest man nun das Wortproto-
koll der Sitzung, so stellt man fest, dass 
die Äußerungen zu diesem Punkt, in 
Zeilen gerechnet, gerade mal drei Pro-
zent ausmachen. ProReli ist der Mei-
nung, dass Eltern und Schülern nicht 
nur formal, sondern fair unter gleichen 
Bedingungen die Möglichkeit gegeben 
werden muss, SchülerInnen wahlweise 
in einem »ordentlichen« Religions- oder 
Weltanschauungs- oder Ethikunterricht 
»sprachfähig« zu machen, und zwar 
parallel, alternativ und mit Recht auf 
Wechsel und mit der ständigen Möglich-
keit, bei entsprechender Kooperation 
der beteiligten Lehrkräfte sich gegen-
seitig kennenzulernen, auszutauschen. 
Für dieses »gesellschaftspolitische An-
liegen« trat Herr Lehmann auftragsge-
mäß ein, dazu war er vom Bildungsaus-
schuss eingeladen worden. Herr Weil 
verfälscht die Erfüllung dieses Auftrags 

Unverlangt eingesandte Besprechungsexemplare 
und Beiträge werden nicht zurückgeschickt. Die 
Redaktion behält sich bei allen Beiträgen Kür zungen 
vor. Beiträge möglichst auf Diskette oder per e-
mail einsenden. Die in der blz veröffentlichten Ar-
tikel sind keine verbandsoffiziellen Mitteilungen, 
sofern sie nicht als solche gekennzeichnet sind. 

zu einem Fluchtversuch vor der Beant-
wortung gewerkschaftlicher Fragen. 
Ähnlich diffamierend geht er mit Herrn 
Schultz von der evangelischen Kirche 
um. Ihm attestiert er »wenig Verständ-
nis für die drohenden Konsequenzen« 
für die Religionslehrkräfte; die müssten 
sich, so beschreibt er Herrn Schultz’ 
Haltung »halt an die Realität der Berli-
ner Schulen anpassen«.  Günter Scharfe

Titelthema »Gemeinschaftsschule« 
September-blz

Eine schöne Vision: Die Einheitsschu-
le, in der alle SchülerInnen individuell, 
kooperativ und selbstständig lernen. 
Unklar ist mir dabei, wie das angesichts 

der gegebenen Bedingungen funktionie-
ren soll – trotz persönlichem Engage-
ment, externer Unterstützung und Fort-
bildungsangeboten. Bei der derzeitigen 
Klassengröße, dem Raummangel, der 
schlechten materiellen und personellen 
Ausstattung der Schulen sowie (nicht 
zuletzt) dem hohen Stundendeputat ist 
doch schon jetzt ein kompetenzorien-
tiertes und differenzierendes Unterrich-
ten nur schwer möglich. Vorsichtig aus-
gedrückt! Wenn eine Gemeinschafts-
schule überhaupt funktionieren kann, 
dann nur, wenn erheblich (!) mehr Res-
sourcen (im oben genannten Sinn) ein-
gesetzt werden, als es derzeit der Fall 
ist. Wo bleiben da die Forderungen der 
GEW (Lehrerarbeitszeit, Klassenfrequen-
zen, Ausstattung)? Harald Rehnert

 

ETWAS BESSERES FINDEN WIR ÜBERALL 

Wiederaufnahme der Streiks. Urabstimmung hat begonnen
Wir sind wieder da. Das Signal war nicht zu übersehen. Die Berliner Landesbeschäftig-
ten lassen sich nicht mit Almosen abspeisen. Die einseitig getroffene Entscheidung 
des Berliner Senats, jeweils 300 Euro Einmalzahlungen in den Jahren 2008 und 2009 
zu gewähren, hat die Mobilisierungsfähigkeit nicht berührt. Am 15. September 2008 
kamen 3.000 Beschäftigte, darunter ein Drittel angestellte Lehrkräfte, zum Branden-
burger Tor. Der Streiktag stand unter dem Motto »Etwas Besseres finden wir über-
all.« Damit sollte deutlich gemacht werden, dass der Senat mit seiner starren Hal-
tung zum Abschluss eines Tarifvertrages und Übernahme der Abschlüsse von Pots-
dam kein »Sozialpartner« ist, wie er sich in der Öffentlichkeit gibt. Die Blockadehal-
tung und die Arroganz, mit der insbesondere der Regierende Bürgermeister auftritt, 
wurden symbolisch damit zum Ausdruck gebracht, dass sich die Beschäftigten um 
Einstellungen in anderen Bundesländern bewarben. Für junge Lehrkräfte ist das lei-
der nicht nur ein Spiel, sondern bittere Realität. Während andere Bundesländer mit 
der sofortigen Verbeamtung und höheren Einstufungen locken, ist das Lohnniveau 
in Berlin auf dem Stand von 2002. Deshalb hat die GEW BERLIN die angestellten 
Lehrkräfte zur Urabstimmung aufgerufen. Nur mit einem länger geführten Arbeits-
kampf scheint es möglich zu sein, unsere Interessen durchzusetzen. Wenn sich in 
der Urabstimmung 75 Prozent für den Arbeitskampf aussprechen, werden Lehr-
kräfte auch in die nachfolgenden Streiks einbezogen. Holger Dehring
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Vor zehn Jahren passierte in der Berliner Hoch-
schullandschaft etwas Außergewöhnliches: 
Das unter der rot-grünen Regierung 1989 

entstandene fortschrittliche Hochschulgesetz wur-
de unter der damaligen Großen Koalition durch ei-
nen Paragrafen »ergänzt«, der das Ganze grund-
sätzlich in Frage stellte, den § 7a, die Erprobungs-
klausel. Wenn auch eventuell damals an eine sinn-
volle Möglichkeit gedacht worden sein sollte, die 
Hochschullandschaft optimaler zu gestalten, so 
zeigte sich bald, dass die bestimmenden Akteure, 
die Universitätspräsidenten, die Lunte gerochen 
hatten und die Initiative ergriffen: Das Gesetz wur-
de im Wesentlichen nach ihrem Gusto ausgehöhlt. 
Und darüber hinaus wurde im Laufe des Vollzugs 
der so ausgestalteten Regelungen auch gleich »ver-
gessen«, dass in den (Teil)-Grundordnungen wenig-
stens die Begriffe Transparenz, Demokratie und 
Mitbestimmung vorkamen. Die ursprünglich aus-

drücklich als befristet gültig gedachten Regelungen 
verfestigten sich, weil die Hochschulleitungen 
merkten, dass es sich ohne die lästigen demokra-
tischen Verfahren leichter regieren ließ und das Ber-
liner Parlament keine Zeit hatte, sich um die Be-
fristungstatbestände zu kümmern und durch die im 
Federstrich produzierbaren einfachen Verlänge-
rungen die eingerissene Praxis leichtfertig stets 
verlängerte. Auch vorgesehene Evaluierungen wur-
den, selbst wenn die durchweg von den Hochschul-
präsidien vorgegebene Evaluiererklientel Ergän-
zungen und mehr Mitbestimmung empfahl, über-
gangen. Inzwischen ist der Paragraf 7a das Gesetz.

Die Hochschulleitungen haben das Heft in der Hand. 
Die Form der Führung der Hochschulen entspricht 
schon seit Längerem nur noch sehr bedingt der 
»Good Governance«, wie in dem Beitrag auf Seite 9 
ausgeführt wird. Folker Schmidt

Der Kampf 
»oben« 
  gegen 
»unten«
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Entstehung und Ziele dieser Gesetzesände-
rung: Mitte der 90er Jahre hat die damalige 

große Koalition angesichts der Berliner Finanz-
krise den Berliner Hochschulen drastische 
Haushaltskürzungen auferlegt. In den Folge-
jahren wurden an den drei großen Berliner 
Universitäten etwa ein Drittel der Stellen 
gestrichen, die Fachhochschulen kamen 
glimpflicher davon.

In dieser Situation hat das Abgeordne-
tenhaus von Berlin 1997 den Berliner 
Hochschulen erlaubt, abweichend vom 
Gesetz »neue Modelle der Leitung, Or-
ganisation und Finanzierung« zu er-
proben, um Entscheidungsprozesse 
zu vereinfachen und die Wirtschaft-
lichkeit der eingesetzten staatli-
chen Mittel zu verbessern (§7a 
BerlHG). Es folgte damit Forde-
rungen der Universitätspräsidenten, 
die argumentierten, sie könnten die 
Kürzungen nur dann sinnvoll und 
wirtschaftlich in neuen Strukturpla-
nungen umsetzen und leistungsfä-
hige Hochschulen erhalten, wenn sie 
dafür Freiheiten und Eigenverantwor-
tung und mehrjährige Planungssicher-
heit bekämen. Auch das Letztere wur-
de den Hochschulen in den sogenann-
ten Hochschulverträgen zugesichert. 
Sie legen für die Hochschulen be-
stimmte Aufgaben (Studienplatzzahlen, 
bestimmte Reformen und anderes) fest 
und garantieren bestimmte jährliche 
staatliche Zuschüsse.

Mehr Macht für Leitungsorgane

Vorreiter für die Nutzung der Erpro-
bungsklausel war der damalige HU-Präsi-
dent Hans Meyer, der später – eine Ironie 
der Geschichte – Opfer des von ihm inthro-
nisierten neuen HU-Kuratoriums wurde. 
Dieses, dominiert von Persönlichkeiten von 
außen und nicht mehr von Staatsvertretern, 
bestand darauf, dass Hans Meyer bei der an-
stehenden Wieder wahl Gegenkandidaten von 
außen bekam. Ein solcher (Mlynek) wurde 
dann von dem in der Zusammensetzung un-
veränderten HU-Konzil gewählt.

Nach HU und FHTW hat auch die Freie Uni-
versität im Jahr 1998 von der Erprobungsklau-

sel Gebrauch gemacht und in einer »Teilgrundord-
nung« für befristete Zeit einige Abweichungen 
vom Berliner Hochschulgesetz beschlossen. Der 
jetzt üblichen Managementphilosophie folgend 
und mit Bezug auf Beispiele einiger ausländischer 
Hochschulen sollten die Leitungsorgane, das Prä-
sidium auf der zentralen Ebene und die Dekanate 
auf Fachbereichsebene, gestärkt werden. Sie 
sollten handlungsfähiger werden. In den zugehö-
rigen, in der Zusammensetzung unveränderten 
Gremien, dem Akademischen Senat und Fachbe-
reichsrat, sollten aber weiterhin die Grundsatzent-
scheidungen getroffen werden, nicht mehr tages-
aktuelle Dinge. In den begleitenden Beschlüssen 
des Akademischen Senats und des Konzils war 
ausdrücklich von einem Erhalt der demokra-
tischen Mitwirkung in der Gruppenuniversität und 
verbesserter Transparenz der Entscheidungs- und 
Handlungsabläufe und von demokratischen Kon-
trollfunktionen die Rede. Im neuen, stark ver-
kleinerten Kuratorium saßen jetzt nur noch ein 
staatlicher Vertreter, der Wissenschaftssenator, vier 
Universitätsmitglieder (je eine ProfessorIn, akade-
mische MitarbeiterIn, Stu den tIn, sonstige Mitarbei-
terIn) und gleich viel, also fünf, »Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens«. Sie sollten über wesent-
liche Dinge der Universität beraten und entschei-
den – wie das frühere Kuratorium, jedoch nicht 
mehr über Einzelmaßnahmen, wie zum Beispiel 
die Ausschreibung einzelner Professuren. Die Neu-
regelung wurde damals, gesetzes konform, vom FU-
(Vize-)Präsidenten Peter Gaethgens mit dem dama-
ligen CDU-Wissenschaftssenator Radunski ausge-
handelt. Akademischer Senat und altes Kuratorium 
hatten zwar formale Einschränkungen bei der Er-

Angriff auf die Demokratie an Hochschulen
Zehn Jahre Erprobungsklausel im Berliner Hochschulgesetz

von Traugott Klose, Abteilung Wissenschaft
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Traugott Klose

§ 7a ERPROBUNGSKLAUSEL

Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann auf Antrag 
einer Hochschule nach Stellungnahme des Akademischen Senats und 
mit Zustimmung des Kuratoriums, an Hochschulen ohne Kuratorium 
mit Zustimmung des Akademischen Senats, für eine begrenzte Zeit 
Abweichungen von den Vorschriften der §§ 24 bis 29, 34 bis 36, 51 
bis 58, 60 bis 75 sowie 83 bis 121 zulassen, soweit dies erforder-
lich ist, um neue Modelle der Leitung, Organisation und Finanzierung 
zu erproben, die dem Ziel einer Vereinfachung der Entscheidungspro-
zesse und einer Verbesserung der Wirtschaftlichkeit, insbesondere der 
Erzielung eigener Einnahmen der Hochschule, dienen. Abweichungen 
von §§ 87 und 88 bedürfen des Einvernehmens der Senatsverwaltung 
für Finanzen. (Berliner Hochschulgesetz)
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mächtigung des Präsidiums erreicht, das eigent-
liche Beschlussgremium, das Konzil (jetzt Erwei-
terter Senat, der das Präsidium wählt) hatte jedoch 
keinen Entscheidungsspielraum, es wurde er-
presst durch den künstlich aufgebauten Zeitdruck 
(Dienstag Sitzung; bis Sonnabend Zeit für den Se-
nator, damit am nächsten Mittwoch der Akade-
mische Senat zustimmen kann, »sonst geht in die-
sem Jahr nichts mehr«). Wie sich im Weiteren 
zeigte, wurden diese Einschränkungen, aber auch 
die Empfehlungen einer Evaluationskommission 
(von außen) später konsequent ignoriert. 

Das Abgeordnetenhaus hat die gesetzliche Befris-
tung der Erprobungsklausel nicht zuletzt auf 
Druck der Universitätspräsidenten und einer inte-
ressierten Öffentlichkeit mehrfach verlängert.

Wirkungen der Erprobungsklausel

Alle Hochschulen, die von der Erprobungsklau-
sel Gebrauch gemacht haben (als letzte die TU 
Berlin) waren verpflichtet, Erfahrungs- und Evalu-
ationsberichte vorzulegen. Auch der Evaluations-
bericht zur FU-Neuregelung vom April 2002 be-
hauptet nicht, dass wichtige Reformschritte der 
damaligen Zeit direkt durch die neue Entschei-
dungsstruktur geprägt oder durch sie erst ermög-
licht worden seien. Es ist etwas ungenau von zeit-
gleichen Reformen die Rede.

Tatsächlich sind die wichtigen Veränderungen 
an der FU vor 1999, also vor Inkrafttreten der Teil-
grundordnung, beschlossen und eingeleitet wor-
den und zwar von Gremien, die nach der Manage-
mentphilosophie der Leitung eigentlich dazu nicht 
in der Lage waren. Dies betraf 

Zahl ihrer Professuren fast halbiert hat (halbie-
ren musste),

statt 20 Fachbereiche),

leistungsbezogene Mittelzuweisung und inter-
ne Zielvereinbarungen,

-
chelor- und Masterabschlüssen), die vom Präsi-
dium zunächst nur mit größter Reserve beglei-
tet wurde.

Tatsächlich hat die Nutzung der Erprobungs-
klausel ermöglicht, dass viele Umsetzungsent-
scheidungen nun zügiger getroffen werden konn-
ten, weil sie auf Präsidium und Dekanate übertra-
gen worden sind. Das wäre aber auch ohne die Er-
probungsklausel möglich gewesen.

Auch Forschungsschwerpunktbildungen (neu-
modisch Clusterbildungen) sind nicht von der Er-
probungsklausel abhängig. Sie kommen auf Initia-
tive von Beteiligten, manchmal auch des Präsidi-
ums (dazu ist es auch da) zustande. Gremien müs-
sen allenfalls Rahmenbedingungen regeln. Das gilt 
ins besondere auch für den Exzellenzwettbewerb, 
der sich vor allem auf Forschung und ihre Vernet-
zung bezieht und bei dem die FU so erfolgreich war.

Partizipationsmöglichkeiten sind reduziert

Wohl aber kann man inzwischen erkennen, dass 
speziell der FU-Präsident mithilfe der Erprobungs-
klausel eine Machtposition in der Universität ein-
genommen hat, die weder vom Gesetz, noch von 
der FU-Satzung (Teilgrundordnung) gedeckt ist, 
noch akademischen Selbstverwaltungstraditionen 
entspricht, wie sie gerade auch an amerikanischen 
Eliteuniversitäten (ein gern zitierter Maßstab) ver-
teidigt werden. Eine wirkungsvolle Kontrolle durch 
den Akademischen Senat und das neue Kuratorium 
findet seit Langem nicht mehr statt. Das Präsidium 
entscheidet inzwischen ganz allein über »Strate-
gische Zentren«/Centers, die Einrichtung und Be-
setzung von Gremien (Exzellenzrat), die neuen 
Promotionsstudien, ohne den Akademischen Se-
nat, ohne betroffene Fachbereichsräte. In seiner 
Organisationsrichtlinie von April 2008 werden Ge-
setz und Teilgrundordnung als rechtlicher Rah-
men schon gar nicht mehr erwähnt. Sie werden of-
fensichtlich für überflüssig und überholt erachtet.

Tatsächlich hatte die Evaluationskommission 
unter Leitung von Dr. Ederleh (HIS) und unter Mit-
wirkung von Prof. Müller-Böling (CHE) schon 2002 
eine Reihe von Änderungen bei der Nutzung der 
Erprobungsklausel angemahnt. Sie gehen in Rich-
tung von mehr Transparenz und Beteiligung, vor 
allem von Studierenden im Bereich Lehre und Stu-
dium. Gremien sollten für die Normgebung und 
Grundsatzentscheidungen rechtlich und praktisch 
besser befähigt werden. Das neue Kuratorium 
sollte tatsächlichen Einfluss auf die Entwicklung 
der FU erhalten, etwa bei der Zuteilung von Pro-
fessuren, bei Zielvereinbarungen mit Fachbe-
reichen, bei den Hochschulverträgen mit dem 
Land Berlin und den darin geforderten Leistungs-
berichten der Hochschule. Für Präsidium und De-
kanate sollte das Prinzip der doppelten Legitima-
tion gelten, von unten durch das Wahlgremium, 
von oben durch das Aufsichtsgremium. Leider ist 
das weder in der FU weiter bearbeitet worden, 
noch haben Wissenschaftsverwaltung und Abge-
ordnetenhaus kritisch nachgefragt. Aber was nicht 
ist, kann ja noch werden.  KA
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Auf einmal laufen alle Prozesse in Politik und 
Gesellschaft wie geschmiert. Konflikte lösen 

sich auf, Interessen stimmen überein, Harmonie 
allerorten: Der neue Zauberstab heißt Governance.

Governance soll nun auch Probleme in Bildung 
und Wissenschaft widerspruchsfrei und geräusch-
arm lösen helfen.

Wie immer, wenn englische Wortschöpfungen 
die deutsche Bildungspolitik okkupieren, sollten 
die Gewerkschaften nicht zu lange warten, Positi-
on zu beziehen: Wer hat Interesse an Governance, 
gibt es demokratische, gibt es gewerkschaftlich 
orientierte Governance? Bedeutet Governance tat-
sächlich modernes Entscheiden unter Teilhabe al-
ler? Oder ist Governance nichts anderes als ele-
gantes, neoliberales Durchgreifen?

Wie sieht nun besagte Governance am Beispiel 
der Berliner Hochschulen aus? Sogenannte Erpro-
bungsklauseln haben dort aus Mitbestimmungs-
gremien seltene Akklamationsversammlungen ge-
macht. Wagt es ein gewähltes Gremienmitglied 
beispielsweise ein paar kritische Fragen zu den 
neuen Bachelor- und Masterstudiengängen zu stel-
len, erfährt die interessierte Öffentlichkeit darü-
ber aus dem Sitzungsprotokoll ganz lapidar: Der 
Präsident beantwortet die Anfrage mündlich. 
Punkt. Das war es dann!

Die Erprobungsklauseln heißen zwar so, aber sie 
scheinen für die Ewigkeit zu gelten. An den Hoch-
schulen haben sie inzwischen eine Ordnung wie 
bei Hofe entstehen lassen.

Der Hochschulkanzler ist der Schatzkanzler. 
Personal- und Sachmittel zu bekommen, ist eine 
Frage von Gnade oder Ungnade.

Zielvereinbarungen folgen dem Prinzip der un-
ternehmerischen Hochschule, die »Ver-Betriebs-
wirtschaftlichung« der Bildungs- und Forschungs-
einrichtung Hochschule schreitet voran. 

Ein bekanntes Software-Unternehmen aus dem 
hessischen Walldorf sowie externe Gutachterbüros 
regieren die Hochschulwelt. Die Ergebnisse der 
zahlreichen Gutachten können natürlich nur von 
den Mitarbeitern derselben Beratungsfirmen um-
gesetzt werden, aus früheren Werkvertrags-
nehmern werden dann plötzlich Hochschulbe-
schäftigte auf sonst so seltenen Dauerstellen.

Dabei ist der externe Sachverstand hoch im 
Kurs. Da darf ein Gutachten zur Personalkosten-
einsparung auch schon einmal etwas mehr kosten 
als die erhoffte Einsparsumme.

Übrigens hat die Hertie-Stiftung vor einiger Zeit 
in Berlin ihre erste private Kaderschmiede für Füh-
rungskräfte im öffentlichen und politiknahen Be-
reich eingeweiht, Jahresetat: Mehr als sechs Millio-
nen Euro, Studiengebühren ab 15.000 Euro auf-
wärts. Der Ort des Geschehens: das ehemalige 
DDR-Staatsratsgebäude, Siegerpose inbegriffen. 
Nun hat das Gebäude seine Schuldigkeit getan, die 
Hochschule ist inzwischen wieder ausgezogen 
und residiert nun an der Friedrichstraße. Doch der 
Name ist geblieben: Hertie-School of Governance. 
Kann der Name Zufall sein?  

Die schöne neue Welt von GOVERNANCE
Wie man Probleme in Bildung und Wissenschaft widerspruchsfrei und geräuscharm löst

von Johannes Nyc, Studienberater an der Freien Universität Berlin
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Johannes Nyc

GOVERNANCE

Der Ausdruck Governance ist alternativ zum englischen Begriff Government (Regierung) entstanden 
und soll ausdrücken, dass innerhalb der jeweiligen politisch-gesellschaftlichen Einheit Steuerung und 
Regelung nicht nur vom Staat (»Erster Sektor«), sondern auch von der Privatwirtschaft (»Zweiter Sek-
tor«) und vom »Dritten Sektor« (Vereine, Verbände, Interessenvertretungen) wahrgenommen wird. 
Governance bezieht sich ausschließlich auf Strukturen sowie institutionelle respektive prozessuale 
Elemente einer politischen oder gesellschaftlichen Einheit, wodurch deren Management unterstützt 
und verbessert werden soll.
Good Governance ist dabei eine Sammlung von Methoden und Instrumenten, die normativ bestimmte 
Steuerungsprinzipien und -formen bevorzugen. Damit ist ein Referenzsystem gegeben, auf dessen 
Grundlage sich die Qualität von Führung und Steuerung bewerten lässt.
Diese Prinzipien der Governance sind:
Accountability:  Rechenschaftspflicht (z.B. hinsichtlich der Erfüllung eines vorgegebenen Zieles)
Responsibility:  Verantwortlichkeit (z.B. für die wirksame Erfüllung einer übertragenen Aufgabe)
Transparency:  Offenheit und Transparenz von Prozessen und Strukturen
Fairness (in Anlehnung an Definitionen aus »Wikipedia« verfasst von F.S.)
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Das Schuljahr hat bezogen auf die 
Lehrkräfteausstattung zumindest 

besser begonnen als in den Jahren zuvor. 
Der große Aufschrei bleibt aus, da sind 
sich die Behörde, die Vereinigung Berli-
ner Schulleiterinnen (VBS) in der GEW 
BERLIN und das Sorgentelefon einig. Aber 
welche Erkenntnisse haben die örtli chen 
Personalräte zum Thema? Schon in der 
zweiten Woche nach Schuljahresbeginn 
liegen den Personalräten Vorlagen für 
Einstellungen im Rahmen der Personal-
kostenbudgetierung (PKB: drei Prozent 
Personalmittel an den Schulen) vor, in 
mehr als einer Region. Wir wissen von 
den berufsbildenden Schulen, von Mitte 
und Steglitz-Zehlendorf, dass es dort 
schon jetzt mehr als 30 sind. Etliche 
Verträge werden von den Schulen direkt 
bis zum Schuljahresende geschlossen. 
Grund dafür ist die Unterausstattung 
mit unter 100 Prozent. 

Aber geht das denn überhaupt? Gibt 
der rechtliche Rahmen für PKB-Einstel-

brennt und werden dann erst einer 
Schule zugewiesen. Realität ist aber: vie-
le Lehrkräfte aus dem Pool sind schon 
Schulen zugeteilt. Aber auch diese bela-
sten zunächst zum Teil nur kurzfristig 
das PKB-Budget der Schule. Außerdem 
sind viele Lehrkräfte aus dem Pool 
schon Schulen zugeteilt, die ansonsten 
unter die hundertprozentige Ausstat-
tung rutschen. Pädagogisch sinnvoll ist 
es, sie dort zu belassen. Aber was wird 
dann aus der Feuerwehr?

Die Forderung lautet: Die versproche nen 
100 Prozent Personal sind zu wenig, wir 
brauchen 110 Prozent. Ein erster Schritt 
wäre getan, wenn der Senat sich an die 
eigenen Vorgaben hielte und wirklich 
allen Schulen 100 Prozent unbefristetes 
Personal zur Verfügung stellen würde. 
Dann wäre auch mit Instrumenten wie 
Vertretungspool und PKB übers Schul-
jahr eini ges auszugleichen. Jetzt sind 
schon zwei Wochen nach Schuljahres-
beginn viele Reserven verbraucht.  

lungen das überhaupt her? Nein, denn 
PKB-Einstellungen dürfen nur von Schulen 
veranlasst werden, die mit mindestens 
100 Prozent ausgestattet sind und dann 
ihr Budget für kurzfristige Krankheits-
vertretungen belasten wollen. Für län-
gerfristige Ausfälle müssten eigentlich 
andere Verträge geschlossen werden. 
Hier aber ist das Prozedere um die Ge-
nehmigung einer Einstellung deut lich 
länger und das liegt nicht an den Betei-
ligungsrechten der Personalräte. 

Also wählen die Schulleitungen ver-
ständlicherweise das schnellere Mittel. 
Leisten können sich diesen Weg eigent-
lich nur große Schulen, denn bei den 
kleinen ist das Budget schnell er-
schöpft. Das weiß auch die Behörde. Was 
hilft weiter? Der Vertretungspool! Im all-
gemeinbildenden Bereich schwimmen 
darin immerhin 118 Lehrkräfte und 22 
bei den BerufsbildnerInnen. Sie sollen 
in den ersten zwei Jahren in den Schulen 
eingesetzt werden, in denen es besonders 

Startschuss ins neue Schuljahr 
Eine erste Bilanz aus Personalratssicht 

von Sigrid Baumgardt, blz-Redaktion

Auch die SchulanfängerInnen sind gespannt auf das neue Schuljahr. FOTO: MANFRED VOLLMER
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Die Vereinigung der Berliner Schul-
leiter und Schulleiterinnen in der 

GEW (VBS) hat unter den öffentlichen 
Berliner Schulen eine Umfrage zur Per-
sonalausstattung durchgeführt, die, 
nach Schularten unterschiedlich, einen 
Rücklauf von knapp unter 50 Prozent 
hatte. Das erlaubt für die allgemeinbil-
denden Schulen folgende gesicherte 
Aussagen: Die Ausstattung der Berliner 
Schulen mit Lehrkräften liegt zwischen 
99 und 100 Prozent. Damit kann der 
Pflichtunterricht abgedeckt werden. Dies 
stellt eine wesentliche Verbesserung ge-
genüber den Vorjahren dar. Dieser hohe 
Ausstattungsgrad wurde erreicht, in-
dem man neben den Neueinstellungen 
Vertretungsmittel für den regulären Be-
darf einsetzte, also auf die 140 Per-
sonen aus der sogenannten Lehrerfeu-
erwehr und auf Einstellungen aus der 
Personalkostenbudgetierung (drei Pro-
zent Vertretungs reserve) zurückgriff.

Ein neues Verteilungsverfahren hat 
allerdings zu Verschlechterungen der 
Personalausstattung bei der Behinder-
tenintegration und zu einer Umschich-
tung von Lehrkräften von sozial bela-
steten zu weniger belasteten Schulen 
geführt, die nicht ausgeglichen werden 
konnten. Die VBS weist darauf hin, dass 
die Vertretungsreserve an manchen 
Schulen schon jetzt aufgezehrt ist. Hier 
wird es darauf ankommen, dass verwal-
tungsintern Stellen umgeschichtet wer-
den, um wieder Handlungsspielraum zu 
bekommen für Notzeiten. Diese treten 
ein, wenn traditionell der Krankheits-
stand steigt, also im Januar/Februar.

Wolfgang Harnischfeger: »Es ist, als 
ob man mit dem Reserverad eine Schot-
terpiste entlang führe. Solange es kein 
Loch gibt, läuft alles glatt. Es ist aber 
abzusehen, dass es zu Pannen kommen 
wird.« 

Wenn zusätzliche Lehrkräfte ge-
braucht werden, wird deutlich werden, 
dass der Arbeitsmarkt leergefegt ist 
und Berlin wegen seiner ungünstigen 
Einstellungsbedingungen nicht genü-
gend Lehrkräfte zur Verfügung hat. Die 
VBS fordert deshalb den Schulsenator 
und die gesamte Regierung auf, umge-

hend von der Diskussion über die Ver-
besserung der Bezahlung junger Lehr-
kräfte auf die Handlungsebene zu kom-
men und Zulagen vorzusehen, die die 
vorhandene Lücke zur  Beamtenbesol-
dung anderer Länder ausgleichen. An-
derenfalls werden wir Anfang des näch-
sten Jahres nicht in der Lage sein, den 
Unterrichtsbedarf abzudecken, zumal 
alleine durch Pensionierungen und Be-
urlaubungen monatlich im Durchschnitt 
70 Lehrkräfte ausscheiden, es also auch 
ohne Krankheitswelle einen kontinuier-
lichen Ersatzbedarf gibt. Die Wiederein-
führung der Altersteilzeit für Lehrkräfte 
zum 1. Februar wird nach unserer Ab-
frage zu einem weiteren Bedarf von 
rund 100 Stellen führen, was die Lage 
verschärfen wird. Es zeichnet sich ab, 
dass im Februar 2009 450 neue Lehrer 
gebraucht werden. 

Ellen Hansen: »Schon jetzt versuche 
ich vergebens, eine sonderpädagogisch 
ausgebildete Lehrkraft zu bekommen. 
Es gibt sie nicht mehr auf dem Berliner 
Markt.« 

Auch im Erzieherbereich scheint sich 
die Lage weniger dramatisch darzustel-
len als zunächst angenommen. Offen-
sichtlich greift hier das Angebot der 
Verwaltung, vorhandene Verträge auf 
100 Prozent aufzustocken. Es gibt aller-
dings Probleme bei der Nachmittagsbe-
treuung.

Spürbar bessere Personalausstattung

Die Schulen und die regionale Schul-
aufsicht hatten in diesem Jahr deutlich 
mehr Möglichkeiten, zu dem benötigten 
Personal zu kommen. Durch diese erhöh-
te Flexibilität kann der Unterricht fast 
vollständig erteilt werden. Damit sind 
nicht alle Probleme gelöst, aber die Per-
sonalausstattung ist spürbar besser als 
in den letzten Jahren. Dazu gratulieren 
wir Herrn Senator Zöllner, er wird den 
von uns vor Wochen für diesen Fall ver-
sprochenen Blumenstrauß bekommen. 
Blumen für Zöllner von den Schulleite-
rinnen und Schulleitern in der GEW, das 
ist an sich schon eine Nachricht!  

Blumen für Senator Zöllner
Eine erste Bilanz der GEW-SchulleiterInnen 

von Ellen Hansen und Wolfgang Harnischfeger, Vorsitzende der VBS




















































